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Netzneutralit�t – Aktuelle Debatte auch
Ergebnis einer unzureichenden Vorleistungs-
politik

Bei der Vereinbarung zu diesem Editorial war nicht
abzusehen, welchen „Shitstorm‘‘ und Aktionismus
die Ank�ndigung der Telekom Deutschland GmbH
(TDG) mit ihren Volumentarifen und der geplanten
Privilegierung von T-Entertain und anderen „ma-
naged services‘‘ hervorrufen w�rde. Ein bis dato
wohl einmaliger Vorgang, dass auf eine bloße An-
k�ndigung (ab 2016!) die gesamte Politik, die Be-
hçrden und die EU-Kommission reagieren, zudem
seit 2010 eine �berparteiliche Enquete-Kommis-
sion beim Bundestag besteht. Zus�tzlich mçchte
das BMWi kurzfristig eine Verordnung nach § 41 a
TKG zur Netzneutralit�t erlassen – „noch vor der
Bundestagswahl‘‘. Ist diese starke Resonanz ge-
rechtfertigt oder wird nur ein Aktionismus initiiert,

um die W�hler von eigenen Defiziten
rund um die Breitbandbereitstellung ab-
zulenken, die weit hinter den Zielen des
Koalitionsvertrags von 2009 hinterher-
hinkt? Eine Debatte insbesondere �ber
die „Spielregeln‘‘ des Internet ist not-
wendig, aber Schnellsch�sse in dieser
komplexen Materie sind zu vermeiden.

Man sollte die unz�hligen Probleme und Einfl�sse
auf die verschiedenen Wettbewerbsmodelle und
auch die Abh�ngigkeit von den Vorleistungsbedin-
gungen erst eruieren, bevor einmal mehr punktuell in
den Markt eingegriffen wird. Vermutlich w�rde eine
VielzahlderFragenzurNetzneutralit�t erledigt,w�r-
den weder der Zugang zu den wesentlichen TK-Vor-
leistungen f�r die Wettbewerber behindert noch die
strenge Ex-ante-TK-Regulierung durch die Politik
zusammengeschrumpft. Auf eine hochkomplexe
und b�rokratische Netzneutralit�tsregulierung des
Staates kçnnte weitgehend verzichtet werden, wenn
der Wettbewerb dem Kunden die ausreichenden und
transparenten Wahlmçglichkeiten l�sst. Vorausset-
zung hierf�r w�re aber ein klares Bekenntnis der Po-
litik zur Fortf�hrung der strengen Vorleistungsregu-
lierung statt einer kurzfristigen Ausrichtung auf eine
zentralistische Regulierung einzelner ad hoc Prob-
leme durch einen EU-Superregulierer aus Br�ssel,
auf den die TK-Politik unter der �gide von Kommis-
sarin Kroes zul�uft. Schaut man auf die bestehende
Netzlandschaft, sind sowohl Volumentarife im Mo-
bil- und Festnetz als auch bestimmte Privilegierun-
gen bereits heute Standard, ebenso werden Business-
kunden und Privatkunden unterschiedlich behandelt,
weil sie andere Durchschnittsvolumina nutzen. Auch
werden Geschwindigkeitsklassen unterschiedlich
bepreist. Trotzdem gab es bei Einf�hrung dieser
unterschiedlichen Tarife – zu Recht – keinen derarti-
gen Aufschrei. Es ist ein Grundgesetz der Marktwirt-
schaft,dassverschiedeneLeistungenunterschiedlich
bepreist werden. Auch die kritisierten Privilegierun-
gen sind sowohl im Festnetz als auch im Mobilfunk
Standard, andernfalls kçnnte bei einem parallelen
Telefonat und Fernsehempfang �ber einen IP-An-
schluss die Sprachverbindung bei „best effort‘‘ ab-
brechen. Generell gilt: Ohne managed services w�r-

den die Netze wegen �berlastung zusammenbre-
chen.Weshalbnun diese Eile inder notwendigenDe-
batte �ber die „Spielregeln‘‘? In einer funktionieren-
den Wettbewerbslandschaft w�rden sich Volumen-
tarife an den Vorleistungskosten orientieren. Volu-
mentarife bekommen erst dann ein „Geschm�ckle‘‘,
wenn sie sich von den Vorleistungskosten entfernen,
wasnureinfunktionierenderWettbewerbverhindert.
Bei einer zugespitzten Betrachtung stehen sich je-
doch in der aktuellen Debatte zwei Lager gegen-
�ber: die einen, die den Netzzugang als Grundrecht
sehen und f�r die der allumfassende Netzzugang
kostenlos sein muss – eigentlich liefe das auf das
alte Staatsmonopol zur�ck, entweder bezahlt durch
Steuergelder oder durch eine Universaldienstever-

pflichtung, die die Kosten auf die Branche �ber-
w�lzt. Demgegen�ber steht der Ansatz, dass der
Anbieter sowohl seine Leistung als auch seine Prei-
se frei bestimmen darf. Dieser �bersieht jedoch,
dass die TK-Netze immer bestimmte Bottlenecks
haben und nicht zu erwarten ist, dass wesentliche
Vorleistungen freiwillig und erst recht nicht kosten-
orientiert bereitgestellt werden. Wie immer besteht
der richtige Ansatz in der Mitte. Die mit dem Be-
griff der Netzneutralit�t zusammenh�ngenden Fra-
gestellungen lassen sich in kein Schwarz-Weiß-
Schema dr�cken. Richtiger Ansatz w�re zun�chst
eine unkomplizierte Beihilfepolitik, um einen z�gi-
gen Ausbau der Breitbandnetze und des Wettbe-
werbs voranzubringen, flankiert durch eine strenge
Vorleistungsregulierung. Derzeit wird die Beihilfe-
politik und strenge Vorleistungsregulierung jedoch
durch eine Anreizpolitik f�r die paneurop�ischen
TK-Incumbents abgelçst („Paradigmenwechsel‘‘).
Derartige Oligopolisten kçnnen dann Volumentari-
fe jenseits von Vorleistungskosten anbieten. Der
ehemalige Monopolist verdr�ngt die Wettbewerber
aus der Infrastruktur und erhçht seine eigene Wert-
schçpfung, vgl. die sog. Vectoring-Entscheidung,
die den Netzausbau der TDG zu Lasten der Inves-
titionen und Infrastruktur der meist kleineren Wett-
bewerber ermçglicht. Das erfolgreiche europ�ische
Regulierungsmodell der strengen Vorleistungsre-
gulierung wird aktuell durch das US-amerikanische
Modell abgelçst, das nicht auf Vorleistungsregulie-
rung, sondern ganz auf das Dyopol von klassischem
Festnetz und Kabel setzt, mit doppelt so hohen End-
kundenpreisen wie in Deutschland. In der Folge
werden notwendigerweise kleinere, nationale Wett-
bewerber aus dem Markt verdr�ngt und paneurop�i-
sche TK-Giganten den Markt unter sich aufteilen.
Verzichtet die Politik auf eine umfassende Vorleis-
tungsregulierung, wird sie immer h�ufiger direkte
Endkunden(preis)regulierungen vornehmen m�s-
sen, d. h. Debatten wie die um Volumentarife der
TDG hat die Politik durch die verfehlte Vorleis-
tungsregulierung wie die Vectoringentscheidung
selbst produziert. Anders als Berlin und Br�ssel
durch ihren Aktionismus verheißen, wird der End-
kunde dabei mit Sicherheit verlieren.
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